
/orgelegt. Aber auf der anderen Seite muß ich auch feststellen, 
laß dieser Beschluß sicherlich einmalig in der Geschichte ist, 
laß man 144 Abgeordnete in ein anderes Abgeordnetenhaus ent­
sendet. Das heißt also: Wir müssen uns hier, weil es in der Ge­
schäftsordnung darüber kein Verfahren gibt, darüber verständi­
gen. Und aus diesem Grunde möchte ich eine Auszeit von 10 Mi­
auten beantragen und bitte die Fraktionsvorsitzenden, sich hier 
rechts vor der Tür einzufinden.

(Unterbrechung der Sitzung)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Ich habe mit den Fraktionsvorsit­
zenden beraten. Ich verweise zunächst einmal auf den Artikel 42 
"des Einigungsvertrages, „Entsendung von Abgeordneten“. Dort 
steht in Absatz 1:

„Vor dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen De­
mokratischen Republik wählt die Volkskammer auf der 
Grundlage ihrer Zusammensetzung 144 Abgeordnete zur 
Entsendung in den 11. Deutschen Bundestag sowie eine aus­
reichende Anzahl von Ersatzpersonen. Entsprechende Vor­
schläge machen die in der Volkskammer vertretenen Frak­
tionen und Gruppen.'

Wir hatten uns im Vorfeld darüber geeinigt, daß die Wahlen in 
den Fraktionen eigenständig entsprechend dem Proporz vorzu- 
- -hmen sind. Das ist in den Fraktionen auch so geschehen. Nun
_^die Frage: Ist dieser Antrag, den die SPD gestellt hat, über-
aaupt zulässig, da wir den Fraktionen die Wahl der Abgeordne- 
;en selbst überlassen haben? Wir hätten dann, bevor wir den Be­
schluß gefaßt bzw. den Einigungsvertrag mit Zweidrittelmehr­
heit verabschiedet haben, hier eine entsprechende Regelung fin­
den müssen.

Bitte, Herr Ullmann.

Dr. Ullmann (Bündnis 90/Grüne):

Ich bedanke mich für die Worterteilung. Meines Erachtens ist 
der Antrag auch aus einem anderen Grunde unzulässig. Man 
kann in einem Wahlverfahren nicht zwei anwenden. Entweder 
wir stimmen in jedem Fall en bloc ab, nämlich auf Grund der 
Wahlvorschläge der Fraktionen, oder wir stimmen über die ein­
zelnen zu entsendenden 144 ab. Beides in einem geht nicht. Es 
muß für alle Fraktionen gleiches Recht gelten. Es kann nicht so 
sein - hier urteile ich ganz genauso wie in dem Fall, der uns heute 
schon einmal beschäftigt hat - daß man hier nun allerdings in die 
Wahlverfahren der Fraktionen hineinreden darf und irgendei­
ner Fraktion nahelegt, welchen Kandidaten sie denn vorzuschla- 
sen habe.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Sie bestätigen genau das, was ich gesagt habe. Wir haben uns 
"in der Vorabstimmung zum Einigungsvertrag dazu geäußert, 
daß die Fraktionen selbst die Abgeordneten bestimmen, die in 
den Deutschen Bundestag entsandt werden.

Frau Krehl (SPD):

Unsere Fraktion hat den Antrag gestellt, weil heute hier über 
56 ehemalige Angehörige der Volkskammer entschieden worden 
ist, die, wie wir aus den persönlichen Erklärungen erfahren ha­
ben, alles persönliche Schicksale sind, deren Schuld oder Nicht- 
Schuld allein durch diese Tatsache, heute hier genannt worden 
zu sein, noch nicht endgültig geklärt ist, glaube ich, jedenfalls 
nicht in allen Fällen.

Und ich glaube, daß Herr Modrow eine exponierte Rolle als Po­
litiker von jeher gespielt hat und es auch von jeher bekannt war, 
daß er aktiv mit der Staatssicherheit zu tun hatte.

Aber ich sehe ein, daß wir hier einen Wahlvorgang vorgeschla­
gen hatten in der Volkskammer, der es den Fraktionen überlas­
sen hat, ihre Abgeordneten in den Bundestag selbst zu wählen.

Und es wäre hier wirklich eine Vermischung von zwei unter­
schiedlichen Wahlvorgängen. Wir müßten hier wirklich im Block 
abstimmen und nicht noch einen einzelnen Kandidaten heraus­
streichen, obwohl ich betone, daß ich persönlich - und ich glau­
be, auch die gesamte Fraktion - mit starken Bauchschmerzen 
hier doch einen Vertreter der Politik, der offiziell in diese Macht­
strukturen eingebunden war, in den Bundestag mitnehmen wür­
den. Wenn die PDS-Fraktion so gewählt hat und so entschieden 
hat, so ist das ihr Problem.

Wir ziehen den Antrag zurück.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gut, danke schön. Wenn Sie den Antrag zurückziehen, gibt es 
dazu keine Wortmeldungen mehr, weil der Antrag nicht mehr 
Gegenstand der Diskussion ist. Tut mir leid.

Wir haben also damit, weil der Antrag zurückgezogen ist, über 
den Beschluß der Volkskammer der Deutschen Demokratischen 
Republik zur Entsendung von Abgeordneten in den 11. Deut­
schen Bundestag vom 28. 9.1990, in der Drucksache Nr. 251 ver­
zeichnet, zu entscheiden.

Ich muß dazu sagen, daß von den Fraktionen noch Änderungs­
anträge gekommen sind. Auf der Anlage 2 ist bitte zu streichen: 
F.D.P.-Fraktion, die Nr. 1 und die Nr. 3 und die Nr. lOund die Nr. 
11. Andere Änderungsanträge von den Fraktionen liegen mir 
nicht vor.

Wer dafür ist, daß mit den von den Fraktionen vorgeschlage­
nen Änderungen der Beschluß in der vorliegenden Form gefaßt 
wird, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist 
dagegen? - Danke. Wer enthält sich der Stimme? - Danke. Bei 
einigen Gegenstimmen und wenigen Stimmenthaltungen ist da­
mit der Beschluß angenommen. - Ja, bitte, Mikrofon 1.

Prof. Dr. Walther (DSU):

Ich möchte eine Erklärung abgeben zum Abstimmungsverhal­
ten von Herrn Haschke und von mir. Auf Grund dieses etwas un­
glücklichen Verfahrens, das heute gelaufen ist, daß wir heute 
früh 56 Abgeordnete ausgegrenzt haben für die Möglichkeit, in 
den Bundestag einzuziehen, obwohl deren Beteiligung sicher­
lich nicht größer ist als die von Herrn Modrow im Zusammen­
hang mit dem Dienst bei der Staatssicherheit, haben wir uns an 
dieser Abstimmung nicht beteiligt.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ja, bitte, noch eine Wortmeldung, zwei.

Dr. Dierich (CDU/DA):

Erklärung zum Abstimmungsverhalten. Ich halte es für uner­
träglich, daß, nachdem wir verschiedene Kategorien der Mitar­
beit bei der Staatssicherheit festgestellt haben, heute Nachmit­
tag diese siebente Kategorie hier einfach außer Acht gelassen 
haben. Es ging bei dem Abstimmen eigentlich nicht darum, ob 
ein Name gestrichen wird, sondern ganz einfach darum, daß eine 
weitere Kategorie zu beachten war. Das ist leider weder von der 
Präsidentin noch von Herrn Ullmann in ihren Erklärungen be­
rücksichtigt worden.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zum Tagesord­
nungspunkt 8.

(Zurufe: Eine Wortmeldung.)

Ja, bitte, Herr Ullmann.
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